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 Planänderungsverfahren für den Bau einer Geh- und Radwegunterführung im Be-

reich Rheinstraße für das Vorhaben zum Neubau der Ortsumfahrung Grenzach-

Wyhlen, 2. Bauabschnitt, Gemeinde Grenzach-Wyhlen, Landkreis Lörrach 

 

Auf den Antrag der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Straßenbauverwal-

tung beim Regierungspräsidium Freiburg, vom 17.07.2020 ergeht folgender  

 

Planänderungsbeschluss 

I.  
Tenor 

Der Plan für die Planänderung zum Bau einer Geh- und Radwegunterführung im Bereich 

Rheinstraße (Bau-km 3+845.000 bis 3+980.000) für das Vorhaben zum Neubau der Orts-

umfahrung Grenzach-Wyhlen, 2. Bauabschnitt, auf Gemarkung Wyhlen, Landkreis Lörrach 

wird gemäß § 17 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) i. V. m. §§ 72 bis 78 Landesverwal-

tungsverfahrensgesetz (LVwVfG) festgestellt. 
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Planunterlagen 

Der festgestellte Plan umfasst folgende Unterlagen: 

Unterlage 
Nr. 

Plan/ 
Blatt Nr. 

Bezeichnung Datum Maßstab 

1b  Erläuterungsbericht 31.03.2020  

3 1b Übersichtslageplan 31.03.2020 1:5.000 

4 1b Übersichtshöhenplan 31.03.2020 1:5.000/500 

7  Lagepläne   

 3c u. 4c Bau-km 3+845.000 – 3+980.000 31.08.2021 1:500 

 3a 
nachrichtlich: 
Bau-km 3+450 – 3+880 
(Planfeststellung 29.06.2005) 

01.03.1994 / 
20.07.1999 

1:500 

 4a 
nachrichtlich: 
Bau-km 3+880 - 4+310 
(Planfeststellung 29.06.2005) 

01.03.1994 / 
20.07.1999 

1:500 

8  Höhenpläne   

 4b 
Bau-km 3+845.000 – 4+010.786 
(Achse 365) 

31.03.2020 1:500/50 

 17 Rad-/Gehweg BW 14 (Achse 388) 31.03.2020 1:500/50 

9  Geotechnischer Bericht 16.04.2019  

10  Ingenieurbauwerke   

10.1b  
Verzeichnis der Bauwerke, Wege, Gewäs-
ser u. sonstigen Anlagen 

31.03.2020  

10.2 6 
BW 14 Brücke i. Z. der B 34 über einen 
Geh- und Radweg 

31.03.2020 1:200, 100 

12  Landschaftspflegerischer Begleitplan   

12.0b  Erläuterungsbericht 31.03.2020  

12.1 1b Bestands- und Konfliktplan 31.03.2020  

12.2 4b 
Maßnahmenplan 
Bau-km 3+845.000 – 4+010.786 

31.03.2020 1:500 

12.3  Prüfkatalog zur Ermittlung der UVP-Pflicht 31.03.2020  

13  
Ergebnisse wassertechnischer Berechnun-
gen 

  

13.1  RAUSIKKO-Bericht 11.02.2020  

14  Grunderwerb   

14.1  Grunderwerbspläne   

 3b u. 4b Bau-km 3+855.304 - 4+010.786 31.08.2021 1:500 

 3a 
Nachrichtlich: 
Bau-km 3+450 – 3+880  
(Planfeststellung 29.06.2005) 

01.03.1994 / 
20.07.1999 

1:500 

 4a 
Nachrichtlich: 
Bau-km 3+880 – 4+310 
(Planfeststellung 29.06.2005) 

01.03.1994 / 
20.07.1999 

1:500 

14.2c  Grunderwerbsverzeichnis 
31.03.2020/ 
31.08.2021 

 

15  Sonstige Pläne   

15.2  Querprofile   

 1 
B34 neu Bau-km 3+870 – 3+920 (Achse 
365) 

31.03.2020 1:100 

 2 
Rad-/Gehweg BW 14 Bau-km 0+010 – 
0+120 (Achse 388) 

31.03.2020 1:100 
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II.  
Nebenbestimmungen und Zusagen 

Der Planänderungsbeschluss ergeht unter den nachstehend genannten Auflagen (A), Auf-

lagenvorbehalten (AV), Zusagen (Z) und Hinweisen (H). Die im Laufe des Verfahrens vom 

Vorhabenträger erteilten Zusagen werden für verbindlich erklärt. 

Allgemein 

(1) Das Vorhaben ist gemäß den Planunterlagen und den Festsetzungen dieses Planän-

derungsbeschlusses auszuführen. Die Festsetzungen dieses Beschlusses gehen den 

Angaben und zeichnerischen Darstellungen in den Planunterlagen vor, soweit sie da-

von abweichende Regelungen beinhalten. (A) 

(2) Die im Planänderungsbeschluss enthaltenen Maßgaben sind dem verantwortlichen 

Bauleiter zur Kenntnis zu geben. (A) 

Naturschutz und Landschaftspflege 

(3) Die im Landschaftspflegerischen Begleitplan aufgeführten und damit planfestgestell-

ten Maßnahmen sind vollständig umzusetzen. (H) 

(4) Die Planfeststellungsbehörde behält sich die Anordnung weitergehender Ausgleichs- 

oder Ersatzmaßnahmen oder die Festsetzung einer Ersatzzahlung vor, wenn die im 

Landschaftspflegerischen Begleitplan vorgesehenen Maßnahmen nicht umgesetzt 

werden bzw. das Entwicklungsziel nicht erreicht wird. (AV) 

(5) Sämtliche im Landschaftspflegerischen Begleitplan festgelegten Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen (Kapitel 5.1.) sowie die Kompensationsmaßnahmen (Kapi-

tel 5.2) sind verbindlich einzuhalten und umzusetzen. (A) 

(6) Insbesondere sind die unter Kapitel 5 aufgeführten Schutzmaßnahmen (Vermei-

dungs- und Minimierungsmaßnahmen) während des Baus der Unterführung, die Ge-

staltungsmaßnahme sowie die notwendigen Kompensationsmaßnahmen zu beachten 

und umzusetzen. Die notwendigen und im LBP dargestellten Schutzmaßnahmen zur 

Vermeidung und Minimierung von Eingriffen sind bereits in den jeweiligen Ausschrei-

bungen der Bauleistungen zu berücksichtigen. (A) 

(7) Zur ordnungsgemäßen ökologischen Umsetzung der Baumaßnahme und Durchset-

zung der genannten Kompensationsmaßnahmen ist vor Baubeginn ein ökologischer 

Fachbauleiter zu bestellen. Dieser Fachbauleiter ist der Unteren Naturschutzbehörde 

als Ansprechpartner vor Baubeginn zu benennen. Er ist allein dem Bauherrn verant-

wortlich. Er erhält Überwachungs- und Weisungsbefugnisse des Bauherrn gegenüber 

dem Bauleiter. (A) 
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(8) Von Seiten des ökologischen Baubegleiters sind unter den genannten Vorgaben re-

gelmäßige Protokolle sowie ein Abschlussbericht über die fachgerechte Umsetzung 

der Maßnahmen zu erstellen. Die Protokolle sind der Naturschutzbehörde vorzule-

gen, ebenso der Abschlussbericht spätestens sechs Monate nach Fertigstellung der 

Kompensationsmaßnahmen. (A) 

Denkmalschutz 

(9) Es werden frühzeitig im Vorfeld der geplanten Erschließung und aller zugehörigen 

Baumaßnahmen archäologische Voruntersuchungen (Sondierungen) auf Kosten des 

Vorhabenträgers durchgeführt, um die archäologische Befundsituation zu klären. (Z) 

(10) Der Vorhabenträger wird mit ausreichendem zeitlichem Vorlauf das Vorgehen mit den 

Denkmalbehörden besprechen. (Z) 

(11) Die Kosten für sämtliche archäologische Rettungsmaßnahmen werden vom Vorha-

benträger getragen. (Z) 

(12) Für Rettungsgrabungen zur Sicherung der Funde und Befunde ist – je nach Erhaltung 

und Umfang der angetroffenen Strukturen – ein Zeitraum von bis zu mehreren Mona-

ten einzukalkulieren. (H) 

(13) Es wird auf die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 27 DSchG BW hinge-

wiesen. Sollten bei der Durchführung von Baumaßnahmen archäologische Funde 

bzw. Befunde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG BW die Denkmalbehörde(n) 

oder die Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Stein-

werkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen etc.) oder Befunde (Gräber, Mauer-

reste, Brandschichten bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vier-

ten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht 

die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) 

mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswid-

rigkeiten (§ 27 DSchG BW) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation 

archäologischer Substanz ist zumindest mit Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. (H) 

(14) Die vom Landesdenkmalamt übersandten Lagepläne mit Lage der archäologischen 

Verdachts- und Prüfflächen werden der Ausführungsplanung beigefügt. (Z) 

Strom-, Gas- und Wasserversorgung 

(15) Es wird beachtet, dass im Plangebiet Kabel der Fa. Energiedienst verlaufen. Falls die 

Kabel gesichert werden müssen, wird dies mit dem Betriebsstützpunkt in Zell abge-

sprochen werden (unter den in der Stellungnahme mitgeteilten Kontaktdaten). (Z) 
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Internet-, Telefon- und TV-Anbieter 

(16) Im Bereich der neuen Unterführung (Achse 388 Station 0+050.000 – 0+065.000) ist 

eine frühzeitige Abstimmung der Arbeiten mit der Telekom erforderlich, damit von die-

ser im Zuge der Baumaßnahme zwei Kabelrohre DN 100 ausgelegt werden können. 

(H) 

(17) Im Bereich der Versickerungsmulde (Achse 388 Station 0+114.000) wird sicherge-

stellt, dass die Telekommunikationslinie während der Arbeiten nicht beschädigt wird. 

Zudem wird gewährleistet, dass die Leitung nach dem Ausbau weiterhin mit ausrei-

chend Überdeckung im Erdreich verläuft. Eine ggf. nötige Verlegung der Telekommu-

nikationsleitung wird frühzeitig mit der Telekom abgestimmt.  

(18) Es wird sichergestellt, dass im Bereich der die Lärmschutzwand kreuzenden Anlage 

Achse 365 Station 3+900.000 keine Gründung für das Fundament der Lärmschutz-

wand erfolgt.  

(19) Der Vorhabenträger wird die Bauausführenden darauf hinweisen, dass diese sich un-

bedingt zum Zeitpunkt der Bauausführung über die Lage der vorhandenen Kabel der 

Telekom informieren müssen. Die Kabelschutzanweisung der Telekom Deutschland 

GmbH wird bei der Baumaßnahme beachtet werden. (Z) 

Private Belange 

(20) Der Vorhabenträger wird die nördlich der Trasse der B 34 vorhandenen Restflächen 

der Flurstücke 1832, 1833 und 1836/1, für die in der Planung kein dauerhafter Grund-

erwerb vorgesehen ist, erwerben, sofern dies von den Eigentümern gewünscht wird. 

(Z) 

III.  
Feststellung des Nichtbestehens einer UVP-Pflicht 

Es wird festgestellt, dass für die Planänderung keine Verpflichtung zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

IV.  
Entscheidung über Einwendungen 

Die Einwendungen und Forderungen auf Unterlassung des Straßenbauvorhabens bzw. auf 

Planänderungen oder Planergänzungen werden zurückgewiesen, soweit sie nicht durch 

entsprechende Vereinbarungen mit dem Vorhabenträger oder in anderer Weise bereits vor 

Erlass dieser Entscheidung erledigt sind oder ihnen nicht ausdrücklich durch Planänderun-

gen oder -ergänzungen, in der Begründung, den Nebenbestimmungen oder den Zusagen 

zu dieser Entscheidung entsprochen wurde. 
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V.  
Kosten 

Diese Entscheidung ergeht gebührenfrei. Die den Einwendern und den Trägern öffentlicher 

Belange erwachsenen Kosten sind nicht erstattungsfähig. 

VI.  
Widmung, Umstufung oder Einziehung  

Über Fragen der Widmung, der Umstufung oder der Einziehung von Straßen wird in die-

sem Beschluss nicht entschieden. Diese Entscheidungen bleiben ggf. anderen hierfür vor-

gesehenen Verfahren vorbehalten.  

VII.  
Hinweis 

Verkehrspolizeiliche Maßnahmen sind von dieser Entscheidung nicht erfasst. In den Plä-

nen enthaltene Fahrbahnmarkierungen sowie andere verkehrspolizeiliche Maßnahmen 

sind nicht Gegenstand dieser Entscheidung. Die erforderlichen Maßnahmen bleiben den 

Anordnungen der hierfür zuständigen Straßenverkehrsbehörde vorbehalten. 
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Begründung 

1.  
Vorgeschichte und Verfahren 

1.1  
Vorgeschichte 

Für den Neubau der Ortsumfahrung von Grenzach-Wyhlen erging am 29.06.2005 der 

Planfeststellungsbeschluss. Zwischenzeitlich befindet sich die Ortsumfahrung von Wyhlen 

im Bau. 

Die Gemeinde Grenzach-Wyhlen hat sich dafür eingesetzt, für Radfahrer und Fußgänger 

eine Querung im Bereich der Rheinstraße vorzusehen, um dadurch größere Umwege zu 

vermeiden. Der Vorhabenträger hat diesen Vorschlag im Rahmen eines Antrags auf 

Planänderung aufgegriffen. 

1.2  
Verfahren 

Der Antrag auf Durchführung eines Planänderungsverfahrens wurde am 17.07.2020 bei 

der Planfeststellungsbehörde gestellt. Das Verfahren wurde daraufhin mit Verfügung vom 

18.08.2020 eingeleitet und die Gemeinde Grenzach-Wyhlen sowie die Träger öffentlicher 

Belange und Verbände angehört.  

Die Auslegung der Planunterlagen erfolgte im Rathaus von Grenzach-Wyhlen in der Zeit 

vom 25.08.2020 bis einschließlich zum 24.09.2020. Ort und Zeit dieser Auslegung wurden 

durch Veröffentlichung im Mitteilungsblatt von Grenzach-Wyhlen am 21.08.2020 ortsüblich 

bekannt gemacht. 

In der Anhörung ist neben den Stellungnahmen der Gemeinde Grenzach-Wyhlen sowie 

der Träger öffentlicher Belange und Verbände eine Einwendung eingegangen. 

Im Lauf des Verfahrens hat der Vorhabenträger die Planung im Bereich östlich der Rhein-

straße geändert. Sie sieht jetzt dort auf der Nordseite der B 34 eine Lärmschutzwand statt 

eines Lärmschutzwalls vor. Hierdurch konnte die Inanspruchnahme von Flächen auf dem 

nördlich der Trasse gelegenen Gewerbegrundstück reduziert werden. 

Nach Auswertung des Vorbringens und der Erwiderungen des Vorhabenträgers hat die 

Planfeststellungsbehörde entschieden, in Anwendung von § 17a Nr. 1 Satz 1 FStrG und 

§ 5 Abs. 1 PlanSiG auf einen Erörterungstermin zu verzichten. Aufgrund der Corona-Lage 

war die Durchführung eines solchen Präsenztermins nicht möglich. Hinzu kam, dass im 

Hinblick auf die im öffentlichen Interesse vorgetragenen Forderungen, Bedenken und Hin-

weise kein Erörterungsbedarf bestand. Vom Vorhabenträger waren die vorgeschlagenen 
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Auflagen akzeptiert bzw. das verlangte Vorgehen zugesagt bzw. ein alternatives Vorgehen 

vorgeschlagen oder Abweichungen ausreichend begründet worden. 

Im Hinblick auf die privaten Interessen war festzustellen, dass nur eine Einwendung einge-

gangen ist. Um der Einwenderin über ihre schriftliche Einwendung hinaus rechtliches Ge-

hör zu geben, hat die Planfeststellungsbehörde am 13.10.2021 ein Telefonat mit ihr ge-

führt. Wie von ihr erbeten, wurde auch der Badische Landwirtschaftliche Hauptverband zur 

Frage der Betroffenheit des landwirtschaftlichen Betriebs einbezogen. Weiter wurde am 

22.11.2021 ein Telefongespräch mit der Gemeinde zu dem Vorhaben geführt. Am 

02.12.2021 fand schließlich noch ein Ortstermin der Planfeststellungsbehörde statt. 

Anschließend war das Anhörungsverfahren abgeschlossen. 

2.  
Beschreibung des Vorhabens 

Die B 34 neu soll auf Wunsch der Gemeinde Grenzach-Wyhlen bei Bau-km 3+879 ein zu-

sätzliches planfreies Querungs-Bauwerk (Bauwerk Nr. 14) für Radfahrer und Fußgänger 

erhalten. Nördlich und südlich der neuen B 34-Trasse wird der neue Geh- und Radweg an 

die bestehende Gemeindestraße Rheinstraße angebunden und zudem mit dem geplanten 

Rad-/Wirtschaftsweg Hardstraße-Rheinstraße südlich der B 34 neu verknüpft. 

Der Lärmschutzwall wird durch das neue Bauwerk Nr. 14 unterbrochen und dort gleichwer-

tig durch eine Lärmschutzwand ersetzt. Die Lärmschutzwand wird verlängert, um die Wen-

deanlage auf der Rheinstraße nach Süden verschieben zu können und eine Zufahrt hinter 

dem Lärmschutzwall mit einer äußeren Steilböschung anzulegen. 

Da zusätzlicher Grunderwerb für den zu unterführenden Rad-/Gehweg notwendig ist, wel-

cher seitens der Gemeinde nicht durchsetzbar ist, wird die vorliegende Planänderung be-

antragt. 

Gemäß der Auflage betreffend Einwender 114 aus dem Planfeststellungsbeschluss 2005 

ist die Erschließung auf den Flurstücken 2658 und 2660 aufrecht zu erhalten. Dazu soll 

eine drei Meter breite Zufahrt mit beidseitigen 50 cm breiten Banketten angelegt werden. 

Die vom Vorhaben betroffenen Flurstücke 2658 und 2660 wurden zwischenzeitlich in die 

Flurstücke 2658, 2658/1, 2658/2 und 2660/1 unterteilt. Durch den geplanten Lärmschutz-

wall wird die verkehrliche Erschließung auch zum Flurstück 2660/1 unterbrochen. Um die 

Erschließung des Flurstücke 2658 und die Zufahrt zum Flurstück 2660/1 zu gewährleisten, 

wird eine neue Zufahrt auf den Flurstücken 2658 und 2658/1 angelegt. Dies ist auf den bis-

her für das Projekt vorgesehenen Flächen durch eine äußere Steilböschung am Lärm-

schutzwall möglich. 
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Um wieder eine gerade Zufahrt herstellen zu können wird die Wendeanlage auf der Rhein-

straße nach Süden verschoben. Dies wird an der Wendeanlage ermöglicht durch die Ver-

längerung der Lärmschutzwand von Bauwerk Nr. 14 als Ersatz für den Lärmschutzwall. 

3.  
Erforderlichkeit 

Die Rheinstraße ist eine wichtige Verbindung für den Rad- und Fußgängerverkehr, sowohl 

für den Pendler- als auch den Freizeitverkehr. Südlich der B 34 neu befinden sich das na-

turnahe Rheinwegenetz sowie Wohn- und Gewerbesiedlungen. Nördlich der B 34 neu be-

finden sich das Zentrum von Wyhlen und größere Wohnsiedlungen. 

In der bisherigen Planung (Planfeststellungsbeschluss aus dem Jahr 2005) ist die Rhein-

straße als Sackgasse vorgesehen. Die nächstgelegenen Querungsmöglichkeiten für Fuß-

gänger und Radfahrer sind ca. 600 m westlich (BW1) und ca. 500m östlich (BW3) vorgese-

hen. Die Länge der Umwege wird von der Gemeinde Grenzach-Wyhlen als nicht mehr ak-

zeptabel angesehen. 

Die Rheinstraße stellt u.a. die direkte Verbindung von der Ortslage Wyhlen zum Wohnge-

biet am Lindweg dar und wird daher insbesondere auch von Schülern der Lindenschule in 

Wyhlen genutzt. Der alternative Weg über die weiter östlich gelegene Unterführung der 

Solvaystraße ist ein Umweg und auch wegen der dortigen Verkehrsmengen, die in letzter 

Zeit weiter zugenommen haben, erheblich unsicherer. Zwar gibt es dort einen Radweg, die 

Straße muss aber gequert werden, um ihn nutzen zu können. Der Weg über die westlich 

gelegene Südstraße ist ein Umweg von ca. einem Kilometer und befindet sich außerhalb 

der Bebauung, was im Hinblick auf das Sicherheitsgefühl der Nutzer vor allem bei Dunkel-

heit sehr nachteilig ist. 

Die Rheinstraße ist auch eine direkte Verbindung zu mehreren am Rhein gelegenen Be-

trieben, so dass er auch von Betriebsangehörigen mit dem Fahrrad genutzt wird. 

Ein wesentliches Kriterium ist auch die direkte Verbindung zum Rheinuferweg. Gerade 

auch für Erholungssuchende ist die Rheinstraße als Zubringerweg wesentlich attraktiver, 

da sie im Gegensatz zum Weg über die Unterführung Solvaystraße deutlich mehr Anteile 

an freier Landschaft aufweist. 

Diese Gründe haben dazu geführt, dass die Rheinstraße und nicht die beiden genannten 

Alternativen im Radverkehrskonzept des Landkreises Lörrach aus dem Jahr 2013 als Ba-

sisroute 2. Ordnung vorgesehen ist. Um die Funktion des Radwegs weiter zu stärken, be-

absichtigt die Gemeinde eine Beleuchtung zu installieren. Hierfür sind 65.000 Euro im 

Haushaltsplan der Gemeinde für das Jahr 2023 vorgesehen. 
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Nachfolgend ist ein Bildauszug aus dem Radverkehrskonzept eingefügt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Planfeststellungsbehörde hat diese Argumente für die Erforderlichkeit der Radwegun-

terführung nachvollzogen und hierzu auch die Örtlichkeit in Augenschien genommen. Nach 

allem sieht die Planfeststellungsbehörde die Radwegunterführung als erforderlich an. 

4.  
Darstellung der geprüften Varianten und Abschichtung 

Variante 0 

Die Variante 0 stellt die bisher planfeststellte Planung dar, also ohne Querung im Bereich 

der Rheinstraße für Radfahrer und Fußgänger sowie mit einem durchgehenden Lärm-

schutzwall. 

Bei Wahl dieser Variante bliebe die für den Rad- und Fußgängerverkehr unbefriedigende 

Situation einer erheblichen Zerschneidung mit beträchtlichen Umwegen bestehen. Diese 

erheblichen Nachteile haben den Vorhabenträger auf Initiative der Gemeinde zu der bean-

Rheinstraße 
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tragten Planänderung veranlasst. Er hat daher die Nullvariante abgeschichtet. Diese Ent-

scheidung wird von der Planfeststellungsbehörde auch angesichts der weiter zunehmen-

den Bedeutung des Radverkehrs mitgetragen. 

Variante 1 

In dieser Variante wird der Geh- und Radweg mit einer Brücke über die B 34 neu überführt. 

Diese Variante wäre aufgrund der planfestgestellten Hochlage der B 34 neu und der erfor-

derlichen lichten Höhe über der B 34 neu mit langen und breiten Rampen für den Geh-und 

Radweg verbunden und deshalb aufgrund des erheblichen Flächenverbrauchs nicht dar-

stellbar. Zudem würde die Höhendifferenz die Akzeptanz der Verbindung mindern. Aus die-

sen Gründen wird die Abschichtung dieser Variante durch die Planfeststellungsbehörde 

ebenfalls bestätigt. 

Variante 2a 

Bei dieser Variante wird der Geh- und Radweg auf der Lage der bestehenden Rheinstraße 

unter der B 34 neu hindurchgeführt. 

Diese Variante hat folgende Nachteile: 

 Die Verlegung der bestehenden Kanalisation in der Rheinstraße wäre sehr aufwen-

dig. 

 Die Leitungen müssten auf die der Rheinstraße benachbarten Grundstücke verlegt 

werden. 

 Die Wendeplatte müsste nach Norden an den Rand der Bebauung verschoben wer-

den. Da das Gefälle der Rheinstraße zur B 34 hin erst nach der Wendeplatte begin-

nen kann, würde sich die Steigung der Rampe zur Unterführung erhöhen. 

 Die Erschließung der Grundstücke (Zufahrt und Zuleitungen) auf der Ostseite der 

Rheinstraße wäre schwierig zu realisieren und würde über private Grundstücke füh-

ren. Dabei würde einem landwirtschaftlichen Grundstück Fläche entzogen. Zudem 

würden Parkplätze eines Gartenbaubetriebs wegfallen und dadurch die Betriebsflä-

che, die bereits durch die B 34-Trasse betroffen ist, weiter reduziert werden. 

Variante 2b 

Diese Variante unterführt den Geh- und Radweg östlich der bestehenden Rheinstraße un-

ter der B 34 neu hindurch. 

Diese Variante hat folgende Nachteile: 

 Die an die Rheinstraße angebundenen Grundstückszufahrten werden durch den tie-

fer gelegenen Weg abgeschnitten. Es müsste daher auf der Ostseite zusätzlich ein 



- 12 - 

 

Erschließungsweg vorgesehen werden, damit die dort gelegenen Grundstücke er-

reicht werden können.  

 Die Anschlussleitungen von der Rheinstraße zu den östlich gelegenen Grundstü-

cken werden durch den tiefer gelegenen Weg ebenfalls abgeschnitten. Die Leitun-

gen müssten daher umverlegt werden. 

 Sowohl der Geh- und Radweg als auch die neue Erschließung würden einen größe-

ren Flächenverbrauch verursachen, der durch Eingriffe in die zum Teil bebauten und 

gewerblich bzw. landwirtschaftlich genutzten Grundstücke abgedeckt werden würde. 

Die in Variante 2a dargestellte Betroffenheit von Landwirtschaft und Betrieb würde 

sich also noch einmal verstärken. 

Variante 2c 

Hier wird der Geh- und Radweg westlich der bestehenden Rheinstraße unter der B 34 neu 

hindurchgeführt. 

Diese Variante hat lediglich den Nachteil, dass auch hierfür zusätzliche Flächen in An-

spruch genommen werden müssen. Es handelt sich aber um Flächen von bereits durch die 

Trasse der B 34 in Anspruch genommenen Grundstücken. Diese Grundstücke werden im 

Gegensatz zu den von Varianten 2a und b betroffenen Grundstücken auch nicht betrieblich 

genutzt, sondern in kleinerer Parzellierung zu Freizeitzwecken. 

Vorteil dieser Variante ist die Vermeidung der Nachteile der anderen Varianten: 

 Die Leitungen in der Rheinstraße müssen nicht verlegt werden 

 Es werden weder gewerbliche noch landwirtschaftliche genutzte Grundstücke in An-

spruch genommen 

 Es muss kein zusätzlicher Erschließungsweg vorgesehen werden 

 Der Flächenverbrauch ist geringer 

Bei den Varianten 2 zeigt sich daher einzig die Variante 2c als verträgliche Lösung und 

wurde deshalb vom Vorhabenträger ausgewählt. Diese Variantenentscheidung wird durch 

die Planfeststellungsbehörde mitgetragen und bestätigt.  

5.  
Feststellung des Nichtbestehens einer UVP-Pflicht 

Die Umweltverträglichkeit des Gesamtvorhabens wurde im Planfeststellungsbeschluss 

vom 29.06.2005 geprüft und bestätigt. Auf die dortigen Ausführungen wird insoweit verwie-

sen. 

Auch für die im Rahmen der Planänderung vorgesehenen Maßnahmen ist die Umweltver-

träglichkeit gegeben. Eine gesonderte Umweltverträglichkeitsprüfung war nicht erforderlich: 
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Für die Planänderungen war gemäß § 7 Abs. 1 und 2 UVPG i.V.m. Ziff. 14.6 der Anlage 1 

zum UVPG eine Einzelfallprüfung vorzunehmen. 

Hierzu führt der Vorhabenträger zusammenfassend folgendes aus: 

„Durch die vorgesehene zusätzliche Unterführung der Rheinstraße für Fußgänger und 

Radfahrer im Zuge der B 34 Umgehung Wyhlen ergeben sich geringfügig zusätzliche Ein-

griffe in Natur und Landschaft gegenüber der bereits planfestgestellten Planung der B 34 

Umgehung Wyhlen.  

Die zusätzlichen Eingriffe betreffen dabei das Schutzgut Pflanzen/Tiere (zusätzliche Ge-

hölzverluste, zusätzlicher Verlust von Gartenflächen) und das Schutzgut Boden (zusätzli-

che Bodenversiegelung). Die Bewertung der Eingriffe bzw. die Berechnung des Aus-

gleichsbedarfs erfolgte nach der Ökokonto-Verordnung und wurde mit insgesamt 10.568 

Ökopunkten berechnet.  

Zur Kompensation des errechneten Ausgleichsdefizits wird auf die bereits vorgesehenen 

Maßnahmen 2 und 8 des planfestgestellten LBPs zurückgegriffen und die Fläche der ge-

planten Gehölz- und Strauchpflanzungen sowie die Anzahl der Baumpflanzungen erhöht. 

Hierdurch kann eine Aufwertung in Höhe von 10.900 ÖP erreicht werden.  

Fazit:  

Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Pflanzmaßnahmen können die durch die zusätz-

liche Unterführung entstehenden Eingriffe kompensiert werden. Es verbleiben keine Rest-

eingriffe. 

Da erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen aufgrund der Merkmale und Wirkfaktoren 

des Vorhabens ausgeschlossen werden können, ist eine Weiterführung der Vorprüfung des 

Einzelfalls nach Nr. 2 und 3 nicht erforderlich. Die UVP-Einzelfallprüfung ist hiermit abge-

schlossen.“ 

Diesen Ausführungen schließt sich die Planfeststellungsbehörde vollumfänglich an. Die in 

geringem Umfang zusätzlichen dauerhaften Umweltauswirkungen gehen nicht über das er-

forderliche Maß hinaus und sind durch ausreichende Kompensationsmaßnahmen ausge-

glichen. Es ist nicht zu erwarten, dass im Rahmen einer Umweltverträglichkeitsprüfung Ge-

sichtspunkte aufgetreten wären, die über die im Änderungsverfahren eingebrachten hin-

ausgehen und Anlass zu einer anderen Betrachtung geben würden. 

Eine ergänzende Umweltverträglichkeitsprüfung war somit nicht erforderlich. Dieses Ergeb-

nis wurde am 07.12.2021 auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Freiburg bekannt 

gemacht. 
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6.  
Berücksichtigung und Abwägung öffentlicher Belange 

6.1  
Kommunale Belange 

6.1.1  
Gemeinde Grenzach-Wyhlen 

Die Gemeinde Grenzach Wyhlen hat mit Schreiben vom 25.09.2020 zu dem Vorhaben 

Stellung genommen. Sie teilt mit, dass sie der weiteren Umsetzung des Vorhabens mit der 

nun eingebundenen zusätzlichen Unterführung im Bereich der Rheinstraße positiv entge-

genblickt. Sie verweist hierzu auf bisherige Gespräche und Schriftverkehr sowie den 

Grundsatzbeschluss des Gemeinderates vom 26.10.2017 mit Ergänzungsbeschluss vom 

23.10.2018. 

Die Gemeinde Grenzach-Wyhlen hat somit keine Bedenken gegen das Vorhaben geltend 

gemacht. Kommunale Belange wurden daher ausreichend berücksichtigt, zumal das Vor-

haben auf einen Vorschlag der Gemeinde zurückgeht. 

6.2  
Verkehrliche Belange 

Polizeipräsidium Freiburg  

Das Polizeipräsidium Freiburg hat mit Schreiben vom 14.09.2020 zu dem Vorhaben Stel-

lung genommen1: 

 Aus verkehrspolizeilicher Sicht bestünden keine grundsätzlichen Bedenken zum über-

sandten Planänderungsverfahren. Bei den im Verfahren angesprochenen Umwegen für 

Radfahrende stelle sich die Frage, ob diese Umwege nicht auch für den Rettungsdienst 

gelten. Da wäre eine Durchlässigkeit der neu zu errichtenden Brücke für Fahrzeuge des 

Rettungsdienstes erstrebenswert.  

Nach Bau der OU Wyhlen kann die Anfahrt des Rettungsdienstes über die B 34 und die 

Anschlussstelle Solvaystraße erfolgen, ein Umweg ergibt sich hierbei nicht. Würde die 

Unterführung für den Rettungsdienst geöffnet, wäre auch ein Schleichverkehr von priva-

ten PKW zu erwarten. Dies soll nicht ermöglicht werden. 

                                            

1 Der Inhalt der Stellungnahme ist nachfolgend in Kursivschrift dargestellt, die Erwiderung des Vorhabenträgers, die 

Ergebnisse des Verfahrens und erff. die Entscheidung der Planfeststellungsbehörde in Normalschrift. 
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Landratsamt Lörrach, Untere Straßenverkehrsbehörde  

Die Untere Straßenverkehrsbehörde beim Landratsamt Lörrach hat mit Schreiben vom 

07.10.2020 zu dem Vorhaben Stellung genommen. Diese Stellungnahme ist identisch mit 

der des Polizeipräsidium Freiburg. Es wird daher auf die obigen Ausführungen verwiesen. 

Ergebnis zu den verkehrlichen Belangen 

Das Vorhaben beachtet die verkehrlichen Belange in ausreichendem Umfang. 

6.3  
Schutz vor Immissionen von Kraftfahrzeugen 

Die geänderte Planung führt zu keinen nachteiligen Veränderungen im Hinblick auf den 

Schallschutz. Der in diesem Bereich entlang der B 34 geplante Lärmschutzwall wird im Be-

reich der Unterführung des Geh- und Radweges sowie des Wendeplatzes durch eine 

Lärmschutzwand ersetzt. Deren Schutzwirkung ist mindestens genauso hoch wie die des 

Lärmschutzwalls. 

Belange des Immissionsschutzes stehen der Planänderung somit nicht entgegen. Sie wur-

den ausreichend berücksichtigt. 

6.4  
Naturschutz und Landschaftspflege 

Landratsamt Lörrach, Untere Naturschutzbehörde  

Die Untere Naturschutzbehörde beim Landratsamt Lörrach hat mit Schreiben vom 

07.10.2020 zu dem Vorhaben Stellung genommen. Durch die neue Querung seien keine 

Schutzgebiete oder besonders geschützten Biotope betroffen. Jedoch stelle diese einen 

neuen zusätzlichen Eingriff dar, welcher ausgeglichen werden müsse. Hierzu sei ein Land-

schaftspflegerischer Begleitplan aufgestellt worden. In diesem seien die Maßnahme aus-

führlich dargestellt und geeignete Ausgleichsmaßahmen vorgeschlagen worden. Weiter 

wurde wie folgt Stellung genommen2: 

Folgende Nebenbestimmungen seien in die Änderungsgenehmigung mit aufzunehmen:  

a. Der landschaftspflegerische Begleitplan (LBP) vom 31.03.2020 mit Planunterlagen 

ist Bestandteil der Planfeststellung. 

                                            
2 Der Inhalt der Stellungnahme ist nachfolgend in Kursivschrift dargestellt, die Erwiderung des Vorhabenträgers, die 
Ergebnisse des Verfahrens und erforderlichenfalls die Entscheidung der Planfeststellungsbehörde in Normalschrift. 
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b. Sämtliche im Landschaftspflegerischen Begleitplan festgelegten Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen (Kapitel 5.1.) sowie die Kompensationsmaßnahmen 

(Kapitel 5.2) sind verbindlich einzuhalten und umzusetzen. 

c. Insbesondere sind die unter Kapitel 5 aufgeführten Schutzmaßnahmen (Vermei-

dungs- und Minimierungsmaßnahmen) während des Baus der Unterführung, die 

Gestaltungsmaßnahme sowie die notwendigen Kompensationsmaßnahmen zu be-

achten und umzusetzen. Die notwendigen und im LBP dargestellten Schutzmaß-

nahmen zur Vermeidung und Minimierung von Eingriffen sind bereits in den jeweili-

gen Ausschreibungen der Bauleistungen zu berücksichtigen 

d. Zur ordnungsgemäßen ökologischen Umsetzung der Baumaßnahme und Durch-

setzung der genannten Kompensationsmaßnahmen ist vor Baubeginn ein ökologi-

scher Fachbauleiter zu bestellen. Dieser Fachbauleiter ist der Unteren Natur-

schutzbehörde (UNB) als Ansprechpartner vor Baubeginn zu benennen. Er ist al-

lein dem Bauherrn verantwortlich. Er erhält Überwachungs- und Weisungsbefug-

nisse des Bauherrn gegenüber dem Bauleiter. 

e. Von Seiten des ökologischen Baubegleiters sind unter den genannten Vorgaben 

regelmäßige Protokolle sowie ein Abschlussbericht über die fachgerechte Umset-

zung der Maßnahmen zu erstellen. Die Protokolle sind der Naturschutzbehörde 

vorzulegen, ebenso der Abschlussbericht spätestens 6 Monate nach Fertigstellung 

der Kompensationsmaßnahmen. 

Die geforderten Nebenbestimmungen wurden in den verfügenden Teil des Planände-

rungsbeschlusses aufgenommen (siehe II.). 

Ergebnis zu den Belangen des Naturschutzes 

Das Vorhaben beachtet die Belange des Naturschutzes unter Berücksichtigung der in die 

Entscheidung aufgenommenen Auflagen im erforderlichen Umfang. 

6.5  
Gewässer- und Bodenschutz sowie Altlasten 

Landratsamt Lörrach, Untere Wasserschutzbehörde  

Die Untere Wasserbehörde beim Landratsamt Lörrach hat mit Schreiben vom 07.10.2020 

zu dem Vorhaben Stellung genommen. Es wurde zunächst mitgeteilt, dass von der Planän-

derung keine Oberflächengewässer betroffen sind. Weiter wurde wie folgt Stellung genom-

men3: 

                                            
3 Der Inhalt der Stellungnahme ist nachfolgend in Kursivschrift dargestellt, die Erwiderung des Vorhabenträgers, die 
Ergebnisse des Verfahrens und erforderlichenfalls die Entscheidung der Planfeststellungsbehörde in Normalschrift. 
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 Wie auch im Erläuterungsbericht vermerkt, liege das Gebiet teilweise in Zone III des 

Wasserschutzgebiets WSG 024 Grenzach Wyhlen (Tiefbrunnen 1 - 3 + Tiefbrunnen 

Rothaus). Das Wasserschutzgebiet befinde sich derzeit in Überarbeitung, wobei Größe 

und Form des Wasserschutzgebiets derzeit noch mit großen Unsicherheiten behaftet 

seien. Es werde auf die Bestimmungen und Verbote der derzeit gültigen Rechtsverord-

nung verwiesen.  

Der Vorhabenträger hat dies zur Kenntnis genommen und wird die jeweils geltenden 

Bestimmungen und Verbote beachten. 

 Aus Ziffer 5.1. des Erläuterungsberichts gehe hervor, dass der wasserrechtliche Antrag 

zur Beseitigung des anfallenden Straßenoberflächenwassers entsprechend ergänzt 

werde. Dieser sei rechtzeitig vor Ausführungsbeginn beim Landratsamt Lörrach, Fach-

bereich Umwelt, einzureichen. Insofern bestünden hinsichtlich der geplanten Änderun-

gen keine Bedenken.  

Der Vorhabenträger hat hierzu bekräftig, dass die wasserrechtliche Genehmigung sepa-

rat beim Landratsamt Lörrach beantragt wird. 

Landratsamt Lörrach, Untere Boden- und Altlastenbehörde  

Die Untere Boden-und Altlastenbehörde hat mit Schreiben vom 07.10.2020 zu dem Vorha-

ben Stellung genommen und mitgeteilt, dass durch die Planänderung keine besondere Be-

troffenheit des Schutzguts Boden ersichtlich sei. Altlastenflächen würden zudem nicht tan-

giert. Unter Berücksichtigung der Hinweise in Kapitel 4.5 des Geotechnischen Berichts der 

Ingenieurgruppe Kirchzarten zur Verwertung bzw. Entsorgung von anfallendem Aushub-

material stünden dem Vorhaben keine Bedenken entgegen. 

Ergebnis zu den Belangen des Gewässer- und Bodenschutzes und der Altlasten 

Das Vorhaben beachtet die Belange in ausreichendem Umfang. 

6.6  
Straßenplanung 

Landratsamt Lörrach, Bereich Straßenplanung und -bau  

Der Fachbereich Straßenplanung und -bau hat mit Schreiben vom 07.10.2020 zu dem Vor-

haben Stellung genommen. Dabei wird zunächst darauf hingewiesen, dass nach der ge-

setzlichen Regelung die untere Straßenbaubehörde für die betriebliche und bauliche Unter-

haltung der B 34 neu zuständig sei. Die Eigentums- und Unterhaltungsregelungen für das 

Bauwerk und den unterführten Weg richteten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

Entsprechend Unterlage 10.1b (Verzeichnis der Bauwerke, Wege, Gewässer und sonsti-

gen Anlagen) liege die künftige Eigentums- und Unterhaltungslast für den neuen Geh- und 
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Radweg einschließlich aller Entwässerungseinrichtungen bei der Gemeinde. Weiter wird 

wie folgt vorgetragen4: 

 Zur Planung des Geh- und Radweges werde auf die Empfehlungen für Radverkehrsan-

lagen (FGSV 2010), Kapitel 5.3 Unter- und Überführungen hingewiesen. Die Längsnei-

gung unterführter Wege solle nach Möglichkeit nicht über 3 bis 4 % betragen. Die Breite 

der Unterführung solle mit zunehmender Länge der Unterführung größer werden, um bei 

Benutzern kein Gefühl der Enge aufkommen zu lassen. Bei einer Länge von 15 m gelte 

für die Breite für Unterführungen von Geh- und Radwegen der Richtwert von 5,00 m, bei 

größeren Längen solle das Verhältnis zwischen Breite und Länge nach Möglichkeit nicht 

kleiner als 1:4 sein. Das Regelwerk weise daraufhin, dass in Unterführungen mit Breiten 

unter 3,00 m die Zulassung des Radverkehrs schon bei geringen Fußverkehrsmengen 

nicht ratsam ist. Die Mindesthöhe von Unterführungen betrage 2,50 m, anzustreben 

seien 3,00 m.  

Der Vorhabenträger hat hierzu erwidert, dass die gewählte Längsneigung von 5% einen 

Kompromiss zwischen dem angestrebten Komfort für Radfahrer und zusätzlich erforder-

lichem Grunderwerb darstellt. Da die Gemeinde Grenzach-Wyhlen die Kosten für den 

Bau und die Unterhaltung der Unterführung tragen müsse, sei von dieser eine sparsame 

Ausführung mit einer Breite von 3,5m gewünscht worden. Da es sich bei der genannten 

Richtlinie um eine Empfehlung handle, sei eine Unterschreitung der dort empfohlenen 

Maße möglich. Die Mindesthöhe von 2,5 m werde aber eingehalten. Diese Gründe für 

die Unterschreitung der Richtlinienwerte werden von der Planfeststellungsbehörde mit-

getragen. 

 Aufgrund der Finanzierungslast bei der Gemeinde, werde auf die Fördermöglichkeiten 

nach dem LGVFG für verkehrswichtige Maßnahmen der Rad- und Fußverkehrsinfra-

struktur hingewiesen. Fördervorrausetzung sei allerdings die Einhaltung des techni-

schen Regelwerks. Für Maßnahmen des Fuß- und Radverkehrs bedeute dies, dass die 

Maßnahme gemäß den Empfehlungen für Radverkehrsanlagen beziehungsweise den 

Empfehlungen für Fußverkehrsanlagen geplant und umgesetzt wird. Es werde empfoh-

len, die Förderungsmöglichkeiten zu prüfen für ein Unterführungsbauwerk nach dem 

Stand des technischen Regelwerkes.  

Der Vorhabenträger hat diesen Hinweis geprüft. Die Prüfung kam zu dem Ergebnis, 

dass eine Förderung nach LGVFG nicht in Frage komme, da das Bauwerk nach Herstel-

lung in die Baulast des Bundes übergehen muss. Voraussetzung für eine LGVFG-

Förderung sei aber, dass die Kommune selbst Baulastträger ist. 

                                            
4 Der Inhalt der Stellungnahme ist nachfolgend in Kursivschrift dargestellt, die Erwiderung des Vorhabenträgers, die 
Ergebnisse des Verfahrens und erforderlichenfalls die Entscheidung der Planfeststellungsbehörde in Normalschrift. 
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 Im Bereich des zusätzlichen Bauwerks Nr. 14 müssten die planfestgestellten Lärm-

schutzwälle durch Lärmschutzwände ersetzt werden. Nach dem Leistungsheft für den 

Straßenbetriebsdienst seien Lärmschutzwände gegenüber Lärmschutzwällen mit einem 

erhöhten Unterhaltungsaufwand verbunden. Künftiger Eigentümer oder Unterhaltungs-

pflichtiger des Bauwerks Nr. 4 und der Lärmschutzwand sei die Bundesrepublik 

Deutschland (Bundesstraßenbauverwaltung).   

Gemäß Unterlage Kapitel 5.2 des LBP (Unterlage 12.0) ergäben sich durch das zusätzli-

che Unterführungsbauwerk geringfügig zusätzliche Eingriffe in Natur und Landschaft, die 

durch zusätzliche Maßnahmen kompensiert werden (Neupflanzungen von 12 Bäumen, 

das Anlegen von 300 m² Feldgehölzen und 50 m² Gebüschen). Gegenüber der planfest-

gestellten Variante ergebe sich dadurch ein erhöhter betrieblicher Aufwand. Der Vorha-

benträger gebe an, zusätzliche Kosten der Gemeinde in Rechnung zu stellen.  

Im Maßnahmenplan (Unterlage 12.2, Blatt Nr. 4b) seien geplante Pflanzungsmaßnah-

men entlang der Trasse B 34 neu dargestellt. Aus betrieblicher Sicht ergebe sich die 

Frage, wie beispielsweise die Bepflanzung auf der Rückseite der Lärmschutzwand ohne 

einen rückwärtigen Betriebsweg dauerhaft gepflegt und unterhalten werden könne. 

Der Vorhabenträger hat hierzu mitgeteilt, dass der zukünftige Unterhaltungsaufwand für 

das Bauwerk inklusive der Lärmschutzwand sowie für die Ausgleichsmaßnahmen von 

der Gemeinde finanziell abgelöst werden müsse. Hierüber werde mit der Gemeinde eine 

Vereinbarung abgeschlossen.  

Hinsichtlich der Pflege im Bereich der Lärmschutzwände weist er darauf hin, dass es 

entlang der Neubautrasse einige Bereiche gebe, die für die Pflege der Bepflanzung 

nicht rückwärtig erreicht werden könnten. Dies sei allerdings nicht ungewöhnlich, in sol-

chen Bereichen müsse die Pflege von der B 34 unter Einschränkung des laufenden Ver-

kehrs erfolgen. 

Die Planfeststellungsbehörde schließt sich dieser Auffassung an, da hierdurch weiterer 

Grunderwerb von privaten Eigentümern vermieden wird. 

Ergebnis zu den Belangen der Straßenplanung und des Straßenbaus 

Das Vorhaben beachtet die Belange in ausreichendem Umfang. 

6.7  
Denkmalschutz 

Regierungspräsidium Stuttgart, Landesamt für Denkmalpflege   

Das Landesdenkmalamt hat mit Schreiben vom 08.102020 zu dem Vorhaben Stellung ge-

nommen. Es hat dabei zunächst erläuternd darauf hingewiesen, dass der Geltungsbereich 
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der Planfeststellungsänderung im Zuge der B 34 in der Gemeinde Grenzach-Wyhlen, Ge-

markung Wyhlen (Landkreis Lörrach) zum Teil innerhalb einer archäologischen Verdachts-

fläche gemäß § 2 DSchG BW liege (Prüffall Nr. 35, ADAB-Id: 111563965 - siehe Anlage 2: 

orange schraffierte Fläche). Im Bereich der markierten Fläche Nr. 35 werde die Fortset-

zung der Ost-West verlaufenden römischen Fernstraße vermutet, die im Ortsbereich von 

Wyhlen mehrfach nachgewiesen worden sei. Nördlich und südlich der Straßentrasse sei 

mit weiteren Befunden zu rechnen (z.B. Gräber). Die gesamte Trasse und alle Bauwerke 

der „Ortsumfahrung B 34 Wyhlen“ lägen auf siedlungsgünstigen Flächen entlang des 

Hochgestades des Rheins gegenüber der römischen Kolonie Augusta Raurica und beträ-

fen sowohl archäologische Kulturdenkmale (Anlagen 1 bis 6: orange Flächen) als auch ar-

chäologische Prüffälle (Anlagen 1 bis 6: orange schraffierte Flächen) gemäß § 2 DSchG 

Baden-Württemberg. Neben der genannten römischen Fernstraße seien u.a. eine römi-

sche Axialhofvilla (Gewann Spitzacker und auch Gemarkung Herten, Gewann Marker-Let-

ten/Stocketen) sowie römische Steinfundamente und Gräber (Gewann Stockacker) be-

kannt. Zudem seien bei Baumaßnahmen im näheren Umfeld der geplanten Ortsumfahrung 

von Wyhlen ein ausgedehntes merowingerzeitliches Gräberfeld (Gewann Steinboden) und 

vereinzelt vorgeschichtliche Siedlungsbefunde zutage gekommen. 

Angesichts dieser Situation sei auch davon auszugehen, dass im gesamten Planungsge-

biet der „Ortsumfahrung B 34 Wyhlen“, einschließlich dem Bereich der Planfeststellungsän-

derung, bei Bodeneingriffen mit umfangreichen archäologischen Befunden und Funden zu 

rechnen ist, die als Kulturdenkmale gemäß § 2 DSchG BW gelten und der Erhaltungspflicht 

nach § 6 DSchG BW unterfallen. 

Weiter wurde wie folgt Stellung genommen5: 

 An der Erhaltung archäologischer Kulturdenkmale bestehe grundsätzlich ein öffentliches 

Interesse. Wenn an den Planungen der „Ortsumfahrung B 34 Wyhlen“ in der vorliegen-

den Form festgehalten werden sollte, müssten frühzeitig im Vorfeld der geplanten Er-

schließung und aller zugehörigen Baumaßnahmen archäologische Voruntersuchungen 

(Sondierungen) auf Kosten des Vorhabenträgers durchgeführt werden, um die archäolo-

gische Befundsituation zu klären. Hierzu sei vorab zwingend eine Besprechung der be-

teiligten Partner notwendig. Zweck dieser archäologischen Voruntersuchungen sei es, 

festzustellen, ob bzw. in welchem Umfang es nachfolgender Rettungsgrabungen bedarf, 

um wenigstens den dokumentarischen Wert des Kulturdenkmals als kulturhistorische 

Quelle für künftige Generationen zu erhalten. 

Für Rettungsgrabungen zur Sicherung der Funde und Befunde sei – je nach Erhaltung 

und Umfang der angetroffenen Strukturen – ein Zeitraum von bis zu mehreren Monaten 

                                            
5 Der Inhalt der Stellungnahme ist nachfolgend in Kursivschrift dargestellt, die Erwiderung des Vorhabenträgers, die 
Ergebnisse des Verfahrens und erforderlichenfalls die Entscheidung der Planfeststellungsbehörde in Normalschrift. 
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einzukalkulieren. Die Kosten für sämtliche archäologische Rettungsmaßnahmen habe 

der Vorhabenträger zu tragen. Dazu biete das Landesamt für Denkmalpflege ggf. den 

Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmenbedingungen an, 

d.h. insbesondere zu Fristen für die Rettungsgrabung und zur Kostenbeteiligung des 

Veranlassers.  

Der Vorhabenträger hat die erforderlichen archäologischen Untersuchungen zugesagt 

und darauf hingewiesen, dass er über deren Umfang und Ablauf bereits mit dem Lan-

desdenkmalamt in Verhandlungen stehe. Diese Zusage wurde in den verfügenden Teil 

dieser Entscheidung aufgenommen (siehe II.). 

 Darüber hinaus werde allgemein auf die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 

27 DSchG BW verwiesen. Sollten bei der Durchführung von Baumaßnahmen archäolo-

gische Funde oder Befunde entdeckt werden, seien gemäß § 20 DSchG BW die Denk-

malbehörde(n) oder die Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische 

Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen etc.) oder Befunde (Gräber, 

Mauerreste, Brandschichten bzw. auffällige Erdverfärbungen) seien bis zum Ablauf des 

vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht 

die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit 

einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 

(§ 27 DSchG BW) werde hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäolo-

gischer Substanz sei zumindest mit Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen.  

Der Vorhabenträger hat diese Hinweise zur Kenntnis genommen. Sie wurden von der 

Planfeststellungsbehörde unter II. als Hinweise in diese Entscheidung aufgenommen. 

 Es werde um nachrichtliche Übernahme in die Planunterlagen gebeten. Das Landesamt 

für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart sei generell auch an den einzelnen 

Bauvorhaben im Genehmigungs- bzw. Kenntnisgabeverfahren zu beteiligen.  

Der Vorhabenträger hat zugesagt, dass die übersandten Lagepläne mit Lage der archä-

ologischen Verdachts- und Prüfflächen der Ausführungsplanung beigefügt werden. 

Diese Zusage wurde in den verfügenden Teil dieser Entscheidung aufgenommen (siehe 

II.). 

Landratsamt Lörrach, Untere Denkmalschutzbehörde  

Die Untere Denkmalschutzbehörde hat mit Schreiben vom 07.10.2020 zu dem Vorhaben 

Stellung genommen und zunächst mitgeteilt, dass keine Betroffenheit bestehe. Mit E-Mail-

Schreiben vom 12.10.2020 wurde im Nachgang und in Ergänzung zur Stellungnahme vom 

07.10.2020 mitgeteilt, dass sich die Untere Denkmalschutzbehörde den Ausführungen in 

der Stellungnahme des Landesamts für Denkmalpflege vom 08.10.2020 anschließe und 
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um entsprechende Berücksichtigung der denkmalschutzrechtlichen Belange im weiteren 

Verfahren bitte. 

Ergebnis zu den Belangen des Denkmalschutzes 

Unter Berücksichtigung der Zusagen des Vorhabenträgers sind die Belange des Denkmal-

schutzes im Rahmen der Planung im erforderlichen Umfang berücksichtigt. 

6.8  
Belange der Versorgung 

Energiedienst Netze GmbH  

Die Fa. Energiedienst Netze GmbH hat mit Schreiben vom 18.09.2020 zu dem Vorhaben 

Stellung genommen und mitgeteilt, dass gegen die Planänderung keine Einwände beste-

hen. Weiter wird ausgeführt: 

Es sei zu beachten, dass im Plangebiet Kabel der Fa. Energiedienst verlaufen. Details 

dazu könnten der Internetseite https://planservice.regiodata-service.de entnommen wer-

den. Falls die Kabel gesichert werden müssten, solle dies mit dem Betriebsstützpunkt in 

Zell abgesprochen werden (unter den in der Stellungnahme mitgeteilten Kontaktdaten).  

Der Vorhabenträger hat hierzu mitgeteilt, dass die Lage der Stromleitungen bekannt ist. 

Außerdem hat er für den Fall einer notwendigen Sicherung der Kabel die Absprache mit 

dem Betriebsstützpunkt in Zell zugesagt. Diese Zusage wurde in den verfügenden Teil 

dieser Entscheidung aufgenommen (siehe II.). 

Deutsche Telekom AG Technik Niederlassung Südwest PTI 31 Freiburg  

Die Deutsche Telekom hat mit Schreiben vom 15.09.2020 zu dem Vorhaben Stellung ge-

nommen und zunächst darauf hingewiesen, dass die Telekom Deutschland GmbH als 

Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG die Deutsche Telekom 

Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt hat, alle Rechte und Pflichten der Wegesi-

cherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und zu bear-

beiten. Weiter wird wie folgt ausgeführt6: 

 Zu Achse 388 Station 0+050.000 – 0+065.000: 

Im Bereich der neuen Unterführung plane die Deutsche Telekom zwei Kabelrohre DN 

100 im Zuge der Baumaßnahme auszulegen. Die Arbeiten seien daher frühzeitig mit der 

Telekom abzustimmen.  

                                            
6 Der Inhalt der Stellungnahme ist nachfolgend in Kursivschrift dargestellt, die Erwiderung des Vorhabenträgers, die 
Ergebnisse des Verfahrens und erforderlichenfalls die Entscheidung der Planfeststellungsbehörde in Normalschrift. 
 

https://planservice.regiodata-service.de/
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Der Vorhabenträger hat dies zur Kenntnis genommen. Das Erfordernis der Abstimmung 

wurde von der Planfeststellungsbehörde als Hinweis unter II. in diese Entscheidung auf-

genommen. 

 Zu Achse 388 Station 0+114.000: 

Im Bereich der Versickerungsmulde sei nicht ausgeschlossen, dass das vorhandene 

Kupferkabel in diesem Bereich von der Maßnahme betroffen ist. Es werde gebeten si-

cherzustellen, dass die Telekommunikationslinie während der Arbeiten nicht beschädigt 

wird.  

Außerdem sei zu gewährleisten, dass die Leitung nach dem Ausbau weiterhin mit aus-

reichend Überdeckung im Erdreich verläuft. Eine ggf. nötige Verlegung der Telekommu-

nikationsleitung sei frühzeitig mit der Telekom abzustimmen.  

Die Bauausführenden müssten sich unbedingt zum Zeitpunkt der Bauausführung über 

die Lage der vorhandenen Kabel informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom 

Deutschland GmbH sei zu beachten.  

Der Vorhabenträger hat hierzu mitgeteilt, dass angestrebt wird, die Leitung nicht zu ver-

legen, sondern in der bisherigen Lage zu erhalten und zu schützen. Die Information 

über die Lage der Leitung, deren Schutz, die Abstimmung einer ggf. notwendigen Verle-

gung sowie die Beachtung der Kabelschutzanweisung der Telekom hat der Vorhaben-

träger zugesagt. Diese Zusage wurde in den verfügenden Teil dieser Entscheidung auf-

genommen (siehe II.). 

 Zu Achse 365 Station 3+900.000: 

Ein Telekommunikationskabel kreuze die geplante Lärmschutzwand. Er werde gebeten 

sicherzustellen, dass im Bereich der kreuzenden Anlage keine Gründung für das Funda-

ment der Lärmschutzwand erfolgt. Die Bauausführenden müssten sich unbedingt zum 

Zeitpunkt der Bauausführung über die Lage der vorhandenen Kabel informieren. Die Ka-

belschutzanweisung der Telekom Deutschland GmbH sei zu beachten.  

Der Vorhabenträger hat dies zugesagt. Diese Zusage wurde in den verfügenden Teil 

dieser Entscheidung aufgenommen (siehe II.). 

Ergebnis zu den Belangen der Versorgung 

Unter Berücksichtigung der Zusagen des Vorhabenträgers sind die Belange der Versor-

gung im Rahmen der Planung im erforderlichen Umfang berücksichtigt. 
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6.9  
Träger öffentlicher Belange, die im Verfahren angehört wurden und 
keine Stellungnahme abgegeben haben bzw. nicht betroffen sind 

 Regionalverband Hochrhein-Bodensee 

 Regierungspräsidium Freiburg, Referat 55 Naturschutz und Recht 

 BUND Landesverband Baden-Württemberg e. V.  

 Naturschutzbund Deutschland - Landesverband Baden-Württemberg  

 Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg 

 Landratsamt Lörrach, Untere Landwirtschaftsbehörde  

 Landratsamt Lörrach, Untere Flurbereinigung- und Vermessungsbehörde  

 Landratsamt Lörrach, Untere Forstbehörde 

 Landratsamt Lörrach, Untere Baurechtsbehörde 

 Landratsamt Lörrach, Untere Brand- und Katastrophenschutzbehörde  

 Landratsamt Lörrach, Untere Gewerbeaufsichts- und Immissionsschutzbehörde  

 Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Baden-Württemberg 

 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben - Geschäftsbereich Verwaltungsaufgaben 

 Vermögen und Bau Baden-Württemberg - Amt Freiburg 

 Deutsche Bahn AG DB Immobilien Region Südwest, FRI-SW-L(A) 

 bnNETZE 

 IHK Hochrhein-Bodensee 

7.  
Berücksichtigung und Abwägung privater Belange 

Im Verfahren wurden von einer Privatperson Einwendungen gegen die Planung erhoben. 

Diese Einwendungen wurden von der Planfeststellungsbehörde geprüft und im Ergebnis 

zurückgewiesen. Aus Gründen des Datenschutzes ist in den öffentlich ausgelegten bzw. 

den an die Beteiligten versandten Fassungen dieser Planänderungsentscheidung die Be-

handlung dieser Einwendungen nicht enthalten. Die einwendende Privatperson erhält mit 

der nach § 74 Abs. 4 VwVfG vorgeschriebenen Übersendung des Planfeststellungsbe-

schlusses auch die Ausführungen zu ihrer Einwendung. 

Die am Verfahren Beteiligten können von der Planfeststellungsbehörde auf schriftlichen 

Antrag Auskunft über die Einwendungen erhalten, soweit die Kenntnis dieser Daten zur 

Geltendmachung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist (§§ 74 Abs.1 Satz 2, 69 Abs. 2 

Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz). 
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8.  
Gesamtabwägung und Zusammenfassung 

Unter Abwägung aller in Frage kommenden vorgetragenen und offenkundigen öffentlichen 

und privaten Belange hält die Planfeststellungsbehörde die beantragte Planänderung an-

gesichts der Argumente, die für diese sprechen, für verhältnismäßig und auch sachge-

recht. 

Mit der Umsetzung der Planänderung kann eine deutliche Verbesserung für den Fahrrad- 

und Fußgängerverkehr erreicht werden. Die Planfeststellungsbehörde verkennt dabei nicht 

die Folgen der damit verbundenen Eingriffe in die Umweltbelange, insbesondere in Natur 

und Landschaft, und die daraus resultierenden Veränderungen. Mit dem festgestellten Plan 

wird jedoch den einzelnen berührten Belangen hinreichend Rechnung getragen. 

Im Hinblick auf die von der Planung betroffenen öffentlichen und privaten Belange konnten 

durch Zusagen des Vorhabenträgers und Auflagen der Planfeststellungsbehörde Verbes-

serungen und zusätzliche Rücksichtnahmen erreicht werden. 

Durch die geplanten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen konnten die Beeinträchtigungen 

von Natur und Landschaft auf ein unabdingbares Maß begrenzt werden. 

Die aufgrund der Planänderung erforderliche Anpassung der Schallschutzmaßnahmen 

führt zu keinen nachteiligen Veränderungen und entspricht somit den Erfordernissen der 

16. BImSchV. 

Der Flächenverlust, der privaten Eigentümern entsteht, ist in der Gesamtabwägung im Inte-

resse der verkehrlichen Verbesserungen für den Rad- und Fußgängerverkehr hinzuneh-

men. Hierzu wird darauf hingewiesen, dass betroffenen Grundstückseigentümern für die 

Abtretung der Flächen und eventuelle Folgeschäden (wie Bewirtschaftungserschwernisse, 

An- und Zerschneidungsschäden, Verlust des Aufwuchses) eine Entschädigung zusteht. 

Diese ist jedoch nicht Gegenstand der Planfeststellung, sondern der Grunderwerbsver-

handlungen und erforderlichenfalls eines späteren Entschädigungsverfahrens. 

Die Planfeststellungsbehörde ist überzeugt, dass die von dem Vorhaben ausgehenden Be-

einträchtigungen öffentlicher und privater Interessen durch die Planung insgesamt auf das 

unabdingbare Maß begrenzt wurden. Die dennoch verbleibenden Nachteile sind durch die 

verfolgte Zielsetzung gerechtfertigt und müssen im öffentlichen Interesse hingenommen 

werden. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage erhoben 

werden beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg mit Sitz in Mannheim. 
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Gemäß § 17e Abs. 2 FStrG haben Klagen gegen diese Entscheidung keine aufschiebende 

Wirkung, da für die Maßnahme nach dem Fernstraßenausbaugesetz vordringlicher Bedarf 

festgestellt ist. Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 

Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser Entscheidung ge-

stellt und begründet werden. Maßgebend für die Einhaltung der Frist ist der Zeitpunkt des 

Eingangs des Antrags beim Verwaltungsgerichtshof.  

 

Hinweis 

Diese Entscheidung und eine Ausfertigung der o. g. Planunterlagen werden im Rathaus 

der Gemeinde Grenzach-Wyhlen nach vorheriger ortsüblicher Bekanntmachung von Ort 

und Zeit zwei Wochen lang zur Einsicht ausgelegt. Gegenüber den Beteiligten, denen die 

Entscheidung zugestellt wird, hat die Auslegung keinen Einfluss auf den Lauf der Rechts-

behelfsfrist. Gegenüber den übrigen Betroffenen gilt die Planänderungsentscheidung mit 

dem Ende der Auslegungsfrist als zugestellt.  

 

 

Regierungspräsidium Freiburg 


